Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2964 


Sachgebiet 212 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Burger, Maucher, Biechele, Baier, 
Dr. Hauser (Sasbach) und Genossen 


betr. Ärztemangel im Bereich der Sozialmedizin 


Die Funktion unseres Systems der Sozialen Sicherheit hängt 
wesentlich von Ärzten ab, denen vor allem in den Bereichen der 
Rentenversicherung, Krankenversicherung, Unfallversicherung, 
Kriegsopferversorgung, Arbeitsverwaltung, Sozialhilfe und 
öffentliche Gesundheitspolitik immer neue und differenziertere 
Aufgaben und Entscheidungen übertragen worden sind. 

Zahlreiche Arztstellen im Bereich der Sozialmedizin sind unbe- 
setzt. So sind z. B. bei den neun Versorgungsämtern in Baden- 
Württemberg von 81 Stellen 14 frei. Die Fehlstellen werden sich 
in naher Zukunft noch vermehren, weil das Alter der Ärzte im 
Mittel 58 Jahre beträgt und in den nächsten Jahren mit dem 
Ausscheiden einer größeren Zahl von Ärzten, vor allem aus 
Altersgründen, gerechnet werden muß. 

In vielen Bereichen ist die Lage ähnlich ernst. Leider muß man 
feststellen, daß sich sehr wenige Ärzte bereitfinden, in der 
sozialen Medizin tätig zu werden. 

Dieser Ärztemangel führte bereits in vielen Fällen zu Ver- 
zögerungen bei Anträgen, deren Genehmigung einer ärztlichen 
Begutachtung bedürfen. Hierdurch wird nicht nur die persön- 
liche Lage der hilfesuchenden und kranken Menschen oft mona- 
telang verunsichert und der Zustand der Betroffenen ungünstig 
beeinflußt, sondern es entstehen auch insgesamt volkswirt- 
schaftliche Verluste. 

Obwohl die Zuständigkeit des Bundes zur Lösung dieses Ärzte- 
mangels direkt meist nicht gegeben ist, darf ihm dieser Notstand 
nicht gleichgültig sein. Wenn er nicht behoben wird, werden 
wesentliche Systeme der Sozialen Sicherheit nicht mehr funk- 
tionieren. 
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Wir fragen deshalb die Bundesregierung: 

1. Wie beurteilt die Bundesregierung diese Entwicklung? 

2. Gibt es Überlegungen, Vorstellungen, Modelle oder Pläne 
darüber, wie diesem Notstand abgeholfen werden kann? 

3. Sieht man überhaupt Chancen im Rahmen des Beamten- 
rechts, durch Stellenanhebungen die Ämter attraktiver zu 
machen und damit auf Dauer das Problem zu lösen? 

4. Könnte evtl, die englische Praxis, den Ärzten in bestimmtem 
Umfang Nebentätigkeiten zu erlauben, eine Alternative dar- 
stellen? 

5. Müssen gegebenenfalls, durch die Entwicklung erzwungen, 
Aufgaben an frei praktizierende Ärzte oder Krankenhaus- 
ärzte übertragen werden? 

6. Gibt es Überlegungen oder Pläne, die vorsehen, einer „Kör- 
perschaft für Sozialmedizin" die ärztlichen Aufgaben im 
Rahmen des gegliederten Systems der sozialen Sicherheit zu 
übertragen? 
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